BUNDESSOZIALGERICHT

Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

BSG Az.: B7 AS 20/24 R
LSG Berlin-Brandenburg 18.10.2023 - L 18 AS 279/23
SG Potsdam 16.02.2023 - S 40 AS 35/23

Klagerin und Revisionsklagerin,

Prozessbevollmachtigter: ,

gegen
Jobcenter Brandenburg an der Havel,
KirchhofstralRe 39 - 42, 14776 Brandenburg an der Havel,
Beklagter und Revisionsbeklagter,

Prozessbevollmachtigte:

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mindliche Verhandlung vom
2. Dezember 2025 durch die Vorsitzende Richterin Prof. S. Knickrehm,
die Richterin Siefert unddenRichter S6hngen sowie den
ehrenamtlichen Richter Nazarek unddie ehrenamtliche Richterin Reese

fir Recht erkannt:

Die Revision der Klagerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom

18. Oktober 2023 wird zuriickgewiesen.

Kosten sind auch fir das Revisionsverfahren nicht zu erstatten.

ECLI:DE:BSG:2025:021225UB7AS2024R0
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Grinde:

Die Beteiligten streiten Uber hoheres Alg Il fur Oktober 2022, insbesondere daruber, ob die Hohe

des Regelbedarfs nach der Regelbedarfsstufe 1 verfassungsgemal ist.

Die Klagerin wohnte mit ihren drei minderjéhrigen Kindern in einem gemeinsamen Haushalt - ge-
trennt vom Kindesvater. Mit diesem bestand eine Umgangsregelung, wonach die Kinder an be-
stimmten Tagen bei ihm lebten. Das beklagte Jobcenter bewilligte der Klagerin und ihren Kindern
in Bedarfsgemeinschaft Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II. Bei
den Kindern erkannte es wegen des tageweisen Aufenthaltes beim Kindesvater nur einen an-

teiligen Regelbedarf an und bertiicksichtigte Unterhaltsvorschuss und Kindergeld als Einkommen.

Der Beklagte bewilligte der Klagerin vorlaufig Alg Il ua fir Oktober 2022 (Bescheid vom
21.4.2022; Anderungsbescheid vom 23.8.2022), zuletzt iHv 953,50 Euro (Anderungsbescheid im
Widerspruchsverfahren vom 20.10.2022: Regelbedarf 449 Euro, Mehrbedarf fiir Alleinerziehende
161,64 Euro, Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung 342,86 Euro) ohne Berilcksichtigung von

Einkommen. Den Widerspruch wies er zurlick (Widerspruchsbescheid vom 29.12.2022).

Far Juli 2022 erhielt die Klagerin gemaR § 73 SGB |l eine Einmalzahlung von 200 Euro zum Aus-
gleich der mit der COVID-19-Pandemie im Zusammenhang stehenden Mehraufwendungen so-

wie aktueller Preissteigerungen (bestandskréftiger Bescheid vom 23.7.2022).

Die Klagerin hat im Klageverfahren zur Begriindung vorgetragen, die Regelbedarfe seien nicht
verfassungskonform. Das SG hat ihre Klage abgewiesen (Urteil vom 16.2.2023). Das LSG hat,
ausgehend von der Fiktion einer abschlieRenden Festsetzung des Leistungsanspruchs nach
§ 41a Abs 5 Satz 1 SGB Il, die Berufung zuriickgewiesen und dabei auf die Einmalzahlung iHv
200 Euro fir Juli 2022 und den ab 1.1.2023 geltenden neuen Mechanismus zur Anpassung der
Regelbedarfe hingewiesen (Urteil vom 18.10.2023).

Mit ihrer vom Senat zugelassenen Revision rugt die Klagerin eine Verletzung materiellen Rechts
(Art 1 Abs 1 iVm Art 20 Abs 1 GG). Hinsichtlich der Leistungen der Regelbedarfsstufe 1 ua fur
Oktober 2022 bestehe infolge der Inflation eine offensichtliche und erhebliche Diskrepanz
zwischen der tatsachlichen und der bei der Fortschreibung der Regelbedarfsstufen berticksich-
tigten Preisentwicklung. Seit 1.1.2021 hatten sich die regelbedarfsrelevanten Preise bis Oktober
2022 um 12,97 % erhoht. Unter Zugrundelegung der tatsachlichen Preissteigerung habe der
Regelbedarf fir Oktober 2022 54,81 Euro hoher ausfallen missen. Folge seien evident unzu-
reichende Leistungen mit einer existenzgefahrdenden Unterdeckung. Eine verfassungsrechtlich

ausreichende und zeitnahe Reaktion des Gesetzgebers darauf fehle. Keine solche sei die Ein-
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malzahlung von 200 Euro fur Juli 2022. Es handele sich hierbei um eine nicht tragfahig begriin-
dete Pauschale, die nur fiir diesen Monat erfolgt und zudem nicht hoch genug sei. Auch der ab
1.1.2023 geanderte Regelbedarfsanpassungsmechanismus sei keine geeignete Reaktion, weil

vergangene Zeitraume nicht hiervon erfasst seien.

Die Klagerin beantragt,
die Urteile des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 18. Oktober 2023 und des
Sozialgerichts Potsdam vom 16. Februar 2023 aufzuheben, den Bescheid des Beklagten
vom 20. Oktober 2022 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29. Dezember 2022
abzuandern und den Beklagten zu verurteilen, ihr fiir Oktober 2022 weiteres Alg Il in Héhe

von 53 Euro zu zahlen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurlickzuweisen.

Der Gesetzgeber sei seinen verfassungsrechtlichen Verpflichtungen durch die Einfiihrung zu-
satzlicher Zahlungen nach §§ 72, 73 SGB Il sowie eine Neuregelung der Regelbedarfsberech-

nung zum 1.1.2023 nachgekommen.

Der Senat hat Auskiinfte des Statistischen Bundesamtes und des Bundesministeriums fir Arbeit
und Soziales (BMAS) uber die Preisentwicklung der regelbedarfsrelevanten Guter und Dienst-

leistungen in den Jahren 2021 und 2022 eingeholt.

Die zulassige Revision ist unbegriindet (§ 770 Abs 1 Satz 1 SGG).

1. Streitgegenstand des Revisionsverfahrens ist der geltend gemachte Anspruch auf hoheres
Alg Il fur Oktober 2022 (ohne die Bedarfe fur Unterkunft und Heizung), als durch den Bescheid
vom 20.10.2022 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 29.12.2022 zuerkannt.

Der Bescheid vom 20.10.2022 hat die vorherige Bewilligungsentscheidung vom 23.8.2022 fur
Oktober 2022 ersetzt (§ 86 SGG). Mit ihm wurden vorlaufig Leistungen bewilligt, die nach § 41a
Abs 5 Satz 1 SGB Il nach Ablauf des Bewilligungszeitraums, mithin ab dem 1.11.2022, als ab-
schlieBend festgesetzt gelten. Ohne Bedeutung ist, dass Klage gegen die Hohe des vorlaufig
bewilligten Alg Il erhoben worden war (siehe dazu BSG vom 18.5.2022 - B 7/14 AS 1/21 R - SozR
4-4200 § 41a Nr 4 RdNr 15). Mit dem Eintritt der Fiktionswirkung hat sich lediglich der auf die
Vorlaufigkeit der Leistungsbewilligung bezogene Teil der Verfigung erledigt (BSG vom 27.9.2023
-B7AS 17/22R- SozR 4-4200 §41a Nr 10 RdNr 27). Deshalb steht § 171 SGG der

Entscheidung Uber diesen Bescheid nicht entgegen.
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In der Sache hat die Klagerin ihr Begehren zulassigerweise auf héheres Alg Il von 53 Euro im
Monat Oktober 2022 beschrankt, insbesondere unter Berlicksichtigung von héherem Regel-

bedarf. Leistungen fir Unterkunft und Heizung stehen nicht im Streit.

2. Zutreffend verfolgt die Klagerin ihr Begehren im Wege einer kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklage (§ 54 Abs 1 Satz 1 Var 1, Abs 4 SGG).

3. Die Klagerin hat mit ihrem Begehren jedoch keinen Erfolg. Sie hat einfachgesetzlich keinen
Anspruch auf hdhere Leistungen nach §§ 19 ffiVm §§ 7 ff SGB |l (idF, die das SGB Il vor Beginn
des streitigen Zeitraums zuletzt erhalten hat durch das Elfte Gesetz zur Anderung des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch vom 19.6.2022, BGBI | 921; Geltungszeitraumprinzip, vgl BSG vom
19.10.2016 - B 14 AS 53/15 R - SozR 4-4200 § 11 Nr 78 RdNr 15). Der Bescheid des Beklagten
vom 20.10.2022 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 29.12.2022 ist rechtmaflig. Der
Beklagte hat neben einem Mehrbedarf fir Alleinerziehende in zutreffender Héhe (dazu unter 5.)

ohne Rechtsfehler einen Regelbedarf nach Regelbedarfsstufe 1 iHv 449 Euro monatlich bewilligt.

Die Klagerin erfillt nach dem Gesamtzusammenhang der Feststellungen des LSG die Voraus-

setzungen des § 7 Abs 1 Satz 1 SGB Il und unterliegt keinem Ausschlusstatbestand.

Sie hat fur Oktober 2022 keinen Anspruch auf hoheres Alg Il als in dem verfahrensgegenstand-
lichen Bescheid anerkannt. Das Alg Il umfasst den Regelbedarf, Mehrbedarfe sowie die - hier
nicht streitgegensténdlichen - Bedarfe fur Unterkunft und Heizung (§ 19 Abs 1 Satz 1 und 3
SGB Il). Der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere Erndhrung,
Kleidung, Kérperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die Heizung und Erzeugung von
Warmwasser entfallenden Anteile sowie die personlichen Bedurfnisse des taglichen Lebens, zu
denen in vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der
Gemeinschaft gehort (§ 20 Abs 1 Satz 1 und 2 SGB Il). Er wird als monatlicher Pauschalbetrag
berlicksichtigt, Uber dessen Verwendung die Leistungsberechtigten eigenverantwortlich
entscheiden (§ 20 Abs 1 Satz 3 und 4 SGB Il).

Der fur die alleinerziehende Klagerin mal3gebende Regelbedarf der Regelbedarfsstufe 1 fur das
Jahr 2022 betragt 449 Euro monatlich. Nach § 20 Abs 1a Satz 1 SGB Il wird der Regelbedarf
entweder in Hohe der jeweiligen Regelbedarfsstufen entsprechend § 28 SGB XII (idF des Ge-
setzes vom 22.12.2016, BGBI | 3159) iVm dem Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz (RBEG) oder
nach § 28a SGB Xl (idF des Gesetzes vom 24.3.2011, BGBI | 453) und § 40 SGB Xl (idF des
Gesetzes vom 29.4.2019, BGBI | 530) iVm der fur das jeweilige Jahr geltenden Regelbedarfs-
stufen-Fortschreibungsverordnung (RBSFV) anerkannt. In den Jahren, in denen - wie fiir das
Jahr 2022 - keine Neuermittlung nach § 28 SGB XIll erfolgt, ist daher auf den Betrag abzustellen,
der sich fur den jeweiligen Zeitraum entsprechend der RBSFV nach § 28a und § 40 SGB XI|
ergibt (§ 20 Abs 1a Satz 3 SGB Il). GemaR § 40 SGB Xll iVm § 2 RBSFV 2022 (Verordnung zur
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Bestimmung des fiir die Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a und des Teilbetrags
nach § 34 Absatz 3a Satz 2 des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch mal3geblichen Prozentsatzes
sowie zur Ergdnzung der Anlagen zu §§ 28 und 34 des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch fiir
das Jahr 2022 - Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung 2022 - RBSFV 2022 - vom
13.10.2021, BGBI | 4674) belauft sich der Bedarf nach der Regelbedarfsstufe 1 ab 1.1.2022 auf
449 Euro.

4. Es bestand kein Anlass, das Verfahren nach Art 100 Abs 1 Satz 1 GG auszusetzen und eine
Entscheidung des BVerfG zur Vereinbarkeit der § 20 Abs 1a SGB I, §§ 28, 28a SGB Xll und des
RBEG 2021 iVm der RBSFV 2022 mit dem Grundgesetz einzuholen.

Der erkennende Senat konnte sich nicht davon Uberzeugen, dass die Hohe des Regelbedarfs
nach der Regelbedarfsstufe 1 fur das Jahr 2022 in verfassungswidriger Weise zu niedrig ist. Ein
Verstol gegen Art 1 Abs 1 iVm Art 20 Abs 1 GG liegt nicht vor. Andere Grundrechte als Art 1
Abs 1iVm Art 20 Abs 1 GG vermdgen flr die Bemessung der H6he der Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts grundsatzlich keine weiteren Mal3stabe zu setzen (BVerfG vom 9.2.2010
- 1 BvL 1/09 ua - BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12 RdNr 145; BVerfG vom 27.7.2016
- 1BvR 371/11 - BVerfGE 142, 353 = SozR 4-4200 § 9 Nr 15, RdNr 43; BVerfG vom 19.10.2022
- 1 BvL 3/21 - BVerfGE 163, 254 RdNr 63).

a) Das Grundgesetz garantiert mit Art 1 Abs 1 GG iVm Art 20 Abs 1 GG (Sozialstaatsgebot) ein
Grundrecht auf Gewahrleistung eines menschenwirdigen Existenzminimums. Dieses Grund-
recht bedarf der Konkretisierung und stetigen Aktualisierung durch den Gesetzgeber, der die zu
erbringenden Leistungen an dem jeweiligen Entwicklungsstand des Gemeinwesens und den be-
stehenden Lebensbedingungen im Hinblick auf die konkreten Bedarfe der Betroffenen auszu-
richten hat (BVerfG vom 9.2.2010 - 1 BvL 1/09 ua - BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12
RdNr 133; BVerfG vom 18.7.2012 - 1 BvL 10/10 ua - BVerfGE 132, 134 = SozR 4-3520 § 3 Nr 2
RdNr 88, juris RdNr 62; BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR
4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 74; BVerfG vom 27.7.2016 - 1 BvR 371/11 - BVerfGE 142, 353 = SozR
4-4200 § 9 Nr 15, RdNr 36; BVerfG vom 5.11.2019 - 1 BvL 7/16 - BVerfGE 152, 68 = SozR
4-4200 § 31a Nr 3, RdNr 118; BVerfG vom 19.10.2022 - 1 BvL 3/21- BVerfGE 163, 254
RdNr 54). Verfassungsrechtlich entscheidend ist, dass Sozialleistungen fortlaufend realitats-
gerecht bemessen werden und damit tatsachlich fir eine menschenwirdige Existenz Sorge ge-
tragen wird (BVerfG vom 19.10.2022 - 1 BvL 3/21 - BVerfGE 163, 254 RdNr 53). Der ver-
fassungsrechtlich garantierte Leistungsanspruch erstreckt sich (nur) auf die unbedingt erforder-
lichen Mittel zur Sicherung der physischen Existenz sowie eines Mindestmalfes an Teilhabe am
gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben (BVerfG vom 9.2.2010 - 1 BvL 1/09 ua -
BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12 RdNr 135; BVerfG vom 18.7.2012 - 1 BvL 10/10
ua - BVerfGE 132, 134 = SozR 4-3520 § 3 Nr 2 RdNr 90, juris RdNr 64; BVerfG vom 23.7.2014
- 1BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 75; BVerfG vom 27.7.2016
- 1BvR 371/11 - BVerfGE 142, 353 = SozR 4-4200 § 9 Nr 15, RdNr 37).
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Bei der Ausgestaltung dieses Anspruchs hat der Gesetzgeber im Rahmen seines Entscheidungs-
und Gestaltungsspielraums den notwendigen Bedarf wertend einzuschatzen, die Bedarfe zeit-
und realitédtsgerecht zu erfassen sowie Art und Héhe der Leistungen zu bestimmen (BVerfG vom
18.7.2012 - 1 BvL 10/10 ua - BVerfGE 132, 134 = SozR 4-3520 § 3 Nr 2 RdNr 93, juris RdNr 67;
BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 76;
BVerfG vom 27.7.2016 - 1 BvR 371/11 - BVerfGE 142, 353 = SozR 4-4200 § 9 Nr 15, RdNr 38).
Es kommt dem Gesetzgeber zu, die Methode zur Ermittlung der Bedarfe und der Berechnung der
Leistungen zu wahlen (BVerfG vom 9.2.2010 - 1 BvL 1/09 ua - BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200
§ 20 Nr 12 RdNr 139; BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200
§ 20 Nr 20, RdNr 78). Das Grundgesetz verpflichtet ihn dabei nicht, durch Einbeziehung aller
denkbaren Faktoren eine optimale Bestimmung des Existenzminimums vorzunehmen (BVerfG
vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 77; BVerfG
vom 5.11.2019 - 1 BvL 7/16 - BVerfGE 152, 68 = SozR 4-4200 § 31a Nr 3, RdNr 122; BVerfG
vom 19.10.2022 - 1 BvL 3/21 - BVerfGE 163, 254 RdNr 57).

Die so bestimmten Leistungen missen jedoch tragfahig begriindbar sein. Hierbei beziehen sich
die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die methodisch sachgerechte Bestimmung nicht
auf das Verfahren der Gesetzgebung, sondern auf dessen Ergebnisse; den Gesetzgeber treffen
daher keine spezifischen (Begriindungs-)Pflichten im Verfahren (BVerfG vom 18.7.2012 - 1 BvL
10/10 ua - BVerfGE 132, 134 = SozR 4-3520 § 3 Nr 2 RdNr 95 f, juris RdNr 69 f; BVerfG vom
23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 76 f; vgl BVerfG
vom 19.7.2024 - 1 BvL 2/23 - juris RdNr 47). Das gefundene Ergebnis ist allerdings fortwahrend
zu Uberprifen und weiter zu entwickeln, weil der elementare Lebensbedarf eines Menschen
grundsatzlich nur in dem Augenblick befriedigt werden kann, in dem er besteht (BVerfG vom
9.2.2010 - 1 BvL 1/09 ua - BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12 RdNr 140; BVerfG vom
18.7.2012 - 1 BvL 10/10 ua - BVerfGE 132, 134 = SozR 4-3520 § 3 Nr 2 RdNr 98, juris RdNr 72;
vgl BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20,
RdNr 79).

Der Gesetzgeber kommt seiner Pflicht zur Aktualisierung der so bestimmten Regelbedarfe nach,
wenn er die Entwicklung der tatsachlichen Lebenshaltungskosten zur Deckung der existenznot-
wendigen Bedarfe durch regelmaRige Neuberechnungen und Fortschreibungen bertcksichtigt
(BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 85).
Er hat daher Vorkehrungen zu treffen und auf Anderungen der wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen zeitnah zu reagieren (dazu 4a) dd)), um die Erflllung des aktuellen Bedarfs sicher-
zustellen (vgl BVerfG vom 9.2.2010 - 1 BvL 1/09 ua - BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20
Nr 12 RdNr 140; vgl BVerfG vom 18.7.2012 - 1 BvL 10/10 ua - BVerfGE 132, 134 = SozR 4-3520
§ 3 Nr 2 RdNr 98, juris RdNr 72). Dies gilt insbesondere bei einer offensichtlichen und erheb-
lichen Diskrepanz zwischen der tatsachlichen Preisentwicklung und der bei der Fortschreibung

der Regelbedarfsstufen beriicksichtigten Entwicklung der Preise fur die regelbedarfsrelevanten

-7-
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Guter und Dienstleistungen. Ist eine existenzgefahrdende Unterdeckung durch unvermittelt auf-
tretende, extreme Preissteigerungen nicht auszuschlieRen, darf er nicht auf die regulare Fort-
schreibung der Regelbedarfsstufen warten (BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE
137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 144).

Angesichts des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums kann eine (verfassungs)gerichtliche
Kontrolle nur dahingehend erfolgen, ob im Jahr 2022 die Untergrenze des menschenwdirdigen
Existenzminimums nicht unterschritten wird und die Héhe der Leistungen insgesamt tragfahig
begriindbar ist (BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20
Nr 20, RdNr 80).

Da das Grundgesetz selbst jedoch keine exakte Bezifferung des Anspruchs erlaubt, beschrankt
sich die materielle Kontrolle der H6he der Sozialleistungen zur Sicherung einer menschenwdrdi-
gen Existenz in einem ersten Schritt auf die Priifung, ob die Leistungen evident unzureichend
sind (BVerfG vom 9.2.2010 - 1 BvL 1/09 ua - BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12
RdNr 141; BVerfG vom 18.7.2012 - 1 BvL 10/10 ua - BVerfGE 132, 134 = SozR 4-3520 § 3 Nr 2
RdNr 104, juris RdNr 78), dh ob offensichtlich ist, dass sie in der Gesamtsumme keinesfalls
sicherstellen kénnen, Hilfebedirftigen in Deutschland ein Leben zu ermdglichen, das als
physisch, sozial und kulturell menschenwirdig anzusehen ist (BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL
10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 81; BVerfG vom 27.7.2016 - 1 BVvR
371/11 - BVerfGE 142, 353 = SozR 4-4200 § 9 Nr 15, RdNr 41; BVerfG vom 19.10.2022 - 1 BvL
3/21 - BVerfGE 163, 254 RdNr 58; dazu 4b aa).

Jenseits dieser Evidenzkontrolle erstreckt sich die gerichtliche Uberpriifung darauf, ob Leistungen
jeweils aktuell auf der Grundlage verlasslicher Zahlen und schlissiger Berechnungsverfahren im
Ergebnis zu rechtfertigen bzw nachvollziehbar und sachlich differenziert tragfahig begriindbar
sind (BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20,
RdNr 82, 83; BVerfG vom 27.7.2016 - 1 BvR 371/11 - BVerfGE 142, 353 = SozR 4-4200 § 9
Nr 15, RdNr 42; BVerfG vom 19.10.2022 - 1 BvL 3/21 - BVerfGE 163, 254 RdNr 59). Diese
formelle Prifung ersetzt die nicht mogliche materielle Kontrolle des Umfangs des Anspruchs
(Kirchhof, NZS 2015, 1, 5; vgl bereits Mel3ling in Grundrechte und Solidaritét, Festschrift fiir Jager,
2011, S 787, 815). Art und Hoéhe der Leistungen mussen sich mit einer Methode erklaren lassen,
nach der die erforderlichen Tatsachen im Wesentlichen vollstdndig und zutreffend ermittelt wer-
den und nach der sich die Berechnungsschritte mit einem nachvollziehbaren Zahlenwerk inner-
halb dieses Verfahrens im Rahmen des Vertretbaren bewegen. Die Leistungen missen also ent-
weder insgesamt so bemessen sein, dass entstehende Unterdeckungen intern ausgeglichen wer-
den konnen oder dass Mittel zur Deckung unterschiedlicher Bedarfe eigenverantwortlich ange-
spart werden oder es muss ein Anspruch auf den anderweitigen Ausgleich solcher Unterdeckun-
gen bestehen (BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20
Nr 20, RdNr 84).
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b) Unter Anlegung dieser MalRstabe ist die Hohe des Regelbedarfs der Regelbedarfsstufe 1 flr
das Jahr 2022 von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden. Die Leistungen sind nicht evident
unzureichend (dazu aa). Die Ermittlung des Regelbedarfs zum 1.1.2021 (dazu bb) und dessen
Fortschreibung zum 1.1.2022 (dazu cc) sind tragfahig begriindbar. Der Gesetzgeber ist auch
seiner Pflicht, Vorkehrungen zu treffen und auf erhebliche Preissteigerungen zeitnah zu reagie-

ren, nachgekommen (dazu dd).

aa) Die Leistungen der Regelbedarfsstufe 1 fir das Jahr 2022 iHv 449 Euro monatlich sind nicht

evident unzureichend.

Anhaltspunkte fiir eine evidente Unterdeckung durch die zum 1.1.2022 fortgeschriebene Hoéhe
der Regelbedarfe sind weder von der Revision vorgetragen noch sonst ersichtlich (zur fehlenden

Bedeutung alternativer Berechnungsmethoden siehe 4b bb).

Der Senat vermochte nicht festzustellen, dass wegen der regelbedarfsrelevanten Preissteigerun-
gen die Leistungen in ihrer Gesamtsumme offensichtlich nicht sicherstellen konnten, Hilfebeduirf-
tigen in Deutschland im Jahr 2022 ein Leben zu erméglichen, das physisch, sozial und kulturell
als menschenwiirdig anzusehen ist. Eine evidente Unterdeckung des Existenzminimums durch

diese ist nicht erkennbar.

Eine solche Unterdeckung kann sich sowohl aus hohen Preissteigerungen innerhalb kurzer Zeit
als auch aus Uber langere Zeit reichenden Veranderungen mit stdndigem Preisanstieg (vg/
BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 88
unter Bezugnahme auf BVerfG vom 18.7.2012 - 1 BvL 10/10 ua - BVerfGE 132, 144 = SozR
4-3520 § 3 Nr 2 RdNr 106 ff, juris RdNr 80 ff; kritisch zur Unschérfe der Evidenzkontrolle Lenze
in Masuch/Spellbrink/Becker/Leibfried, Grundlagen und Herausforderungen des Sozialstaats,
Bundessozialgericht und Sozialstaatsforschung, 2015, Band 2, S 410, 426 f und Rixen, Soziale
Sicherheit 2015, 135, 138 f) ergeben. Sie kann nach der Rechtsprechung des BVerfG bei einem
Anstieg der regelbedarfsrelevanten Preise (ohne entsprechenden Ausgleich des Kaufkraftver-
lusts) um 30 % Uber einen Zeitraum von knapp 20 Jahren anzunehmen sein, wenn die Héhe der
Geldleistungen Uber diesen Zeitraum (trotzdem) nicht verandert wird (vgl dazu BVerfG vom
18.7.2012 - 1 BvL 10/10 ua - BVerfGE 132, 144 = SozR 4-3520 § 3 Nr 2 RdNr 106 ff, juris
RdNr 80) und ist bei einem Anstieg von lediglich 10 % zu verneinen (vgl/ BVerfG vom 19.10.2022
- 1BvL 3/21 - BVerfGE 163, 254 RdNr 68). Eine evidente Unterdeckung ist hier nicht anzu-

nehmen.

Die Revision tragt insofern vor, dass die Inflation zu einer evident unzureichenden Leistung ua im
Oktober 2022 gefiihrt habe, weil sich die regelbedarfsrelevanten Preise vom 1.1.2021 bis
September 2022 um 11,89 % und bis Oktober 2022 um 12,97 % erhoht hatten, die Regelbedarfe
zum 1.1.2022 aber nur um 0,76 % gestiegen seien. Die Differenz zwischen dem tatsachlichen

Regelbedarf und dem fiktiv errechneten Bedarf betrage damit fir September 2022 50 Euro und
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fur Oktober 2022 54,81 Euro. In der Literatur wird die Steigerung des regelbedarfsrelevanten
Preisindexes von Dezember 2020 bis Dezember 2022 mit 17,71 % angegeben und die Summe
der inflationsbedingten Verluste fiir das Jahr 2022 - ohne Berilicksichtigung von Gegenmal-
nahmen - auf 575 Euro beziffert (. Becker, Aktualisierung der Studie Becker, Ermittlung eines
angemessenen Inflationsausgleichs 2021 und 2022 fiir Grundsicherungsbeziehende, 22.3.2023,
S 2; Lenze in LPK-SGB I, 8. Aufl 2023, § 73 RdNr 9).

Diese Berechnungen werden zwar durch die vom BMAS verdffentlichten Indexwerte
(https.://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sozialhilfe/entwicklung-des-regelbedarfs-

relevanten-preisindex.pdf., zuletzt aufgerufen am 28.11.2025) im Wesentlichen bestatigt. Danach
stieg der Indexwert der regelbedarfsrelevanten Preise von 100,65 im Januar 2021 auf 112,81 im
September 2022 (dh um 12,08 %) und auf 114,38 im Oktober 2022 (dh um 13,64 %). Von Januar
2021 bis Januar 2022 stiegen die regelbedarfsrelevanten Preise um 3,7 %. Im Jahr 2022 ver-
anderten sich (nach der vom Senat eingeholten Auskunft des Statistischen Bundesamtes) die
regelbedarfsrelevanten Preise im Vergleich zum Vormonat im Januar um +1,0 %, im Februar um
+0,7 %, im Marz um +1,1 %, im April um +1,9 %, im Mai um +1,0 %, im Juni um -0,8 %, im Juli
um +0,2 %, im August um +0,9 % im September um +3,0 %, im Oktober um +1,4 %, im November
um +0,7 % und im Dezember um +0,7 %. Von Januar bis Dezember 2022 stiegen die regelbe-

darfsrelevanten Preise damit um 11,8 %.

Ein solcher Kaufkraftverlust vermag jedoch noch keine evident unzureichende Leistung zu be-
grinden. Denn es ist (jedenfalls) bei der Prifung einer evidenten Unterdeckung nicht allein auf
die Regelbedarfssatze abzustellen. Vielmehr sind auch sonstige Leistungen, wie zB (pandemie-
bedingte) Entlastungspakete, in die verfassungsrechtliche Beurteilung einzubeziehen (vg/
Voelzke in Hauck/Noftz, SGB I, § 73 RdNr 14, Stand April 2025; &hnlich Lenze in LPK-SGB I,
8. Aufl 2023, § 73 RdNr 7: Einmalzahlungen im Sozial- und Steuerrecht sind miteinzubeziehen),
insbesondere die Einmalzahlungen im Mai 2021 iHv 150 Euro (§ 70 SGB II) und im Juli 2022 von
200 Euro (§ 73 SGB ). Diese fuhren zu einem gewissen Ausgleich des Kaufkraftverlusts (im
Einzelnen dazu unter Il 4b dd <2b>).

bb) Die Bestimmungen fur die Ermittlung der Hohe der Regelbedarfsleistungen nach § 20 Abs 1a
SGB Il iVm § 28 SGB Xll und dem RBEG 2021 sind auch im Sinne der Rechtsprechung des
BVerfG begrindbar. Sie genligen den Anforderungen an eine hinreichend transparente, jeweils
aktuell auf der Grundlage verlasslicher Zahlen und schlissiger Berechnungsverfahren tragfahig
zu rechtfertigende Bemessung der Leistungshéhe. Der Gesetzgeber hat von seinem Gestal-

tungsspielraum verfassungsgemaf Gebrauch gemacht.
Obwohl das Jahr 2021 nicht streitgegenstandlich ist, erweist sich diese Prifung als notwendig,

weil eine Verfassungswidrigkeit der Normen zur Regelbedarfsermittiung 2021 auch auf die (ge-

setzlichen) Regelungen fir die Fortschreibung 2022 durchschlagen wirde.
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Nach § 20 Abs 1a Satz 1 und 3 SGB Il wird der Regelbedarf in den Jahren, in denen eine Neu-
ermittlung erfolgt, in Hohe der jeweiligen Regelbedarfsstufen entsprechend § 28 SGB Xl iVm
dem RBEG anerkannt. Die Ermittlung des Regelbedarfs (§ 27a SGB Xll) erfolgt auf der Grund-
lage der vom Statistischen Bundesamt etwa alle fiinf Jahre durchgefiihrten Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe (EVS), § 28 Abs 1 SGB XII. Zur Ermittlung pauschalierter Bedarfe fiir "be-
darfsabhangige und existenzsichernde bundesgesetzliche Leistungen" nimmt das Statistische
Bundesamt im Auftrag des BMAS entsprechend § 28 Abs 1 bis 3 SGB Xll Sonderauswertungen
der EVS zur Ermittlung der durchschnittlichen Verbrauchsausgaben vor (§ 71 RBEG). Dabei wer-
den nur Ausgaben bestimmter unterer Einkommensgruppen als Referenzhaushalte beriicksich-
tigt (§ 28 Abs 2 und 3 SGB XII, § 4 RBEG 2021). Von den so ermittelten Verbrauchsausgaben
der Referenzhaushalte sind nur diejenigen als regelbedarfsrelevant zu beriicksichtigen, die zur
Sicherung des Existenzminimums notwendig sind und eine einfache Lebensweise ermoglichen,
wie sie einkommensschwache Haushalte aufweisen, die ihren Lebensunterhalt nicht ausschlief3-
lich aus Leistungen nach dem SGB Il oder SGB Xl bestreiten (§ 28 Abs 4 Satz 1 SGB Xll). Be-
stimmte Positionen in den Verbrauchsabteilungen der EVS werden gemal § 28 Abs 4 SGB XI|
aus der Berechnung des Regelbedarfs herausgenommen oder nur anteilig beriicksichtigt, weil
sie entweder nicht zur Existenzsicherung notwendig sind (Satz 1), durch Leistungsanspriiche
anderweitig abgedeckt sind (Satz 2 Nr 1) oder wegen bundesweiter Verglinstigungen nicht an-
fallen (Satz 2 Nr 2) (siehe zu den jeweiligen Positionen den Entwurf der Bundesregierung eines
Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Anderung des Zwélften Buches Sozial-
gesetzbuch sowie des Asylbewerberleistungsgesetzes vom 28.8.2020, BR-Drucks 486/20
S 18 ff). Grundlage des RBEG 2021 ist die EVS 2018. Die Summe der regelbedarfsrelevanten
Verbrauchsausgaben der Einpersonenhaushalte betrug danach 434,96 Euro (§ 5 Abs 2 RBEG
2021). Dieser Betrag wurde zum 1.1.2021 auf 446 Euro fortgeschrieben (§ 8 Nr 1 RBEG 2021).

Die jeweiligen Regelungen in § 28 SGB XIl und dem RBEG 2021 entsprechen im Wesentlichen
denjenigen im Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Anderung des Zweiten und
Zwolften Buches Sozialgesetzbuch vom 24.3.2011, die das BVerfG als verfassungsgemal} an-
gesehen hatte (BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20
Nr 20, RdNr 89 ff, mit der Erstreckung der Entscheidung (ber die Ermittlung der Héhe der
Leistungen fiir den Regelbedarf (ber die ausdriicklich angegriffenen Normen hinaus auch auf

deren weitere Fassungen und Nachfolgeregelungen RdNr 149).

Der Maligabe des BVerfG, einer Gefahr der Unterdeckung existenzieller Bedarfe entweder durch
zusatzliche Anspriche auf Zuschisse neben dem Regelbedarf oder durch Sicherstellung eines
finanziellen Spielraums firr einen internen Ausgleich zu begegnen (BVerfG vom 9.2.2010 - 1 BvR
1/09 ua - BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12 RdNr 204 ff, 220), ist der Gesetzgeber
insbesondere dadurch nachgekommen, dass er zusatzlich zur Darlehensgewahrung fir den Fall
eines vom Regelbedarf umfassten, im Einzelfall nicht gedeckten und unabweisbaren (einmaligen)
Bedarfs gemall § 24 Abs 1 SGB Il die Hartefallregelung des § 21 Abs 6 SGB Il gedndert hat.

Durch Art 4 Nr 3 Buchst ¢ des Gesetzes zur Ermittlung der Regelbedarfe und zur Anderung des
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Zwolften Buches Sozialgesetzbuch und weiterer Gesetze vom 9.12.2020 (BGBI | 2855) ist der
Anwendungsbereich des § 21 Abs 6 SGB Il dahingehend erweitert worden, dass nicht nur
laufende, sondern auch einmalige, im Einzelfall unabweisbare, besondere Bedarfe einen An-
spruch auf einen Zuschuss begriinden kénnen. Durch diese Erweiterung sollte der Forderung
des BVerfG auf Schaffung eines Leistungsanspruchs bei unabweisbaren besonderen
(atypischen) Bedarfen auch flir einmalige Bedarfslagen Rechnung getragen werden (Beschluss-
empfehlung und Bericht des Ausschusses fiir Arbeit und Soziales vom 4.11.2020, BT-Drucks
19/24034 S 35).

Im Unterschied zum RBEG 2011 (und zum RBEG 2017) wurden im RBEG 2021 zudem in der
Abteilung 8 bei den Sonderauswertungen der EVS 2018 die Verbrauchsausgaben fir Kommuni-
kationsleistungen vollstandig als regelbedarfsrelevant anerkannt (BT-Drucks 19/22750 S 29;
BR-Drucks 486/20 S 8, 26: 33,45 Euro).

Fir die VerfassungsmaRigkeit der Regelbedarfe 2022 sind alternative Berechnungsmethoden
(siehe dazu den Uberblick von Schiissler, Sozialer Fortschritt 2022, 97; |. Becker/Held, Regelbe-
darfsbemessung - Eine Alternative zum Gesetzlichen Verfahren, September 2021, S 38, Heraus-
geber: Diakonie Deutschland, Evangelisches Werk fiir Diakonie und Entwicklung eV, Berlin; Aust,
Kurzexpertise der Paritdtischen Forschungsstelle vom 19.1.2022, Regelbedarfsermittlung 2022:
Fortschreibung der Paritédtischen Regelbedarfsforderung, https://www.der-paritaetische.de/alle-
meldungen/hartz-iv-regelsatz-um-mehr-als-50-prozent-zu-niedrig-paritaetischer-fordert-anhe-

bung-der-grundsicherung, Pressemitteilung vom 20.1.2022) hingegen ohne Belang. Es handelt
sich hierbei jeweils um Berechnungsmethoden, die nicht die vom Gesetzgeber im Rahmen seines
Gestaltungsspielraums gewahlte und verfassungsrechtlich als solche unbeanstandete Systema-

tik nach § 28 SGB Xll iVm dem RBEG zugrunde legen, sondern diese modifizieren.

cc) Die Vorgaben zur Fortschreibung der Regelbedarfsstufen fur Jahre, in denen keine Neuer-
mittlung erfolgt (§ 28a SGB XlI), weichen nicht in unvertretbarer Weise von den Strukturprinzipien
der gewahlten Ermittlungsmethode ab (siehe bereits BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua -
BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 136 ff). Der Gesetzgeber ist zudem seiner
Pflicht, auf relevante Anderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu reagieren, nach-

gekommen.

Fir Jahre, fUr die keine Neuermittlung der Regelbedarfe nach § 28 SGB Xl erfolgt, werden die
Regelbedarfsstufen jeweils zum 1.1. mit der sich nach § 28a Abs 2 SGB XlI ergebenden Ver-
anderungsrate fortgeschrieben (§ 28a Abs 1 Satz 1 SGB Xll). Dies erfolgt aufgrund der bundes-
durchschnittlichen Entwicklung der Preise fir regelbedarfsrelevante Guter und Dienstleistungen
sowie der bundesdurchschnittlichen Entwicklung der Nettolohne und -gehalter je beschaftigten
Arbeitnehmer nach der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (Mischindex), § 28a Abs 2 Satz 1
SGB XII. MaBgeblich ist jeweils die Veradnderungsrate, die sich aus der Verdnderung in dem

Zwolfmonatszeitraum, der mit dem 1.7. des Vorvorjahres beginnt und mit dem 30.6. des Vorjahres
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endet, gegeniiber dem davorliegenden Zwdlfmonatszeitraum ergibt (§ 28a Abs 2 Satz 2
SGB Xll). Das BMAS beauftragt das Statistische Bundesamt mit der Ermittlung beider Verande-
rungsraten (§ 28a Abs 3 SGB Xll). Fur die Ermittlung der jahrlichen Veranderungsrate des
Mischindexes wird die sich aus der Entwicklung der Preise aller regelbedarfsrelevanten Giter
und Dienstleistungen ergebende Veranderungsrate mit einem Anteil von 70 vom Hundert und die
sich aus der Entwicklung der Nettoléhne und -gehalter je beschaftigten Arbeitnehmer ergebende
Veranderungsrate mit einem Anteil von 30 vom Hundert beriicksichtigt (§ 28a Abs 2 Satz 3
SGB Xll). Das BMAS hat im Einvernehmen mit dem Bundesministerium flir Finanzen durch
Rechtsverordnung (RBSFV) mit Zustimmung der Bundesrates den fiir die Fortschreibung der
Regelbedarfsstufen maflgeblichen Prozentsatz zu bestimmen und in der Anlage zu § 28 die sich
durch diese Fortschreibung ergebenden Regelbedarfsstufen zu erganzen (§ 40 Satz 1 Nr 1 und 2
SGB Xll). Die Veranderungsrate des Mischindexes betrug gemaf § 1 RBSFV 2022 zum 1.1.2022
0,76 % (regelbedarfsrelevanter Preisindex 0,132 %, Verdnderungsrate Nettoléhne und -gehélter
2,31 %, siehe Begriindung zur RBSFV 2022 vom 16.9.2021, BR-Drucks 719/21 S 8). Der Regel-
bedarf der Regelbedarfsstufe 1 wurde zum 1.1.2022 um 3 Euro von 446 Euro auf 449 Euro er-
hoht (§ 2 RBSFV 2022).

(1) Es ist insbesondere von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden, dass der Zeitraum, der fur
die Fortschreibung der Regelbedarfe maRgebend ist, am 30.6. des Vorjahres endet und daher
die Zeit vom 1.7. bis zum 31.12. des Vorjahres nicht berlcksichtigt wird (§ 28a Abs 2 Satz 1
SGB Xll). Vor diesem Hintergrund wird in der Literatur zwar eingewandt, eine in diesem Zeitraum
plétzlich "anziehende" Inflation kénne so nicht mehr bei der Regelbedarfsfortschreibung bertick-
sichtigt werden; zudem handele es sich bei den bis zum 30.6. des Vorjahres reichenden Daten
nicht um die aktuellsten verfugbaren Daten (siehe zB Lenze, info also 2025, 51, 52: Schwach-
stelle der alten Formel; dieselbe, ArchSozArb 2025, 28, 30: "toter Winkel"; &hnlich |. Becker, Er-
mittlung eines angemessenen Inflationsausgleichs 2021 und 2022 fiir Grundsicherungsbe-
ziehende, 25.11.2022, S 3).

Das BVerfG hat indes auch diese "Verzégerung von sechs Monaten" fiir verfassungsrechtlich
vertretbar angesehen, weil sie sich aus der erforderlichen Zeit fir die Ermittlung der Verande-
rungsrate einschliellich des fir die Fortschreibung erforderlichen Verordnungsverfahrens nach
§ 40 SGB XlI erklare und die Fortschreibung im Folgejahr die Preisentwicklung in dem ausge-
blendeten Zeitraum nachhole (BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR
4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 139).

Diese Einschatzung teilt der erkennende Senat. Das Statistische Bundesamt liefert dem BMAS
die Berechnungen fir den regelbedarfsrelevanten Preisindex je Monat jeweils bis zum 20. Tag
des Folgemonats (§ 2 Abs 3 Satz 1 Nr 1a der Verwaltungsvereinbarung "Mischindexdaten ab
2021" zwischen dem BMAS und dem Statistischen Bundesamt vom 6.5.2021). Mit diesen Zahlen

ist das BMAS in der Lage, auflergewdhnliche Preisentwicklungen und deren Auswirkungen auf
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das regelbedarfsrelevante Preisniveau unterjahrig zu beobachten (siehe Entwurf der Bundes-
regierung eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur Anderung des Zweiten
und Zwélften Buches Sozialgesetzbuch vom 17.10.2016, BT-Drucks 18/9984 S 26) und ggf zu

reagieren.

Denkbar ware es vor diesem Hintergrund zwar auch, Zeitrdume nach dem 30.6. des jeweils maf3-
geblichen Jahres fur die Ermittlung der Veranderungsrate zu berucksichtigen. Gleichwohl ist es
vertretbar, dass der Gesetzgeber Daten lediglich bis zum 30.6. des Vorjahres fiir die Fortschrei-
bung der Regelbedarfe zum 1.1. heranzieht. Denn die in den Mischindex ebenfalls einflieRende
Entwicklung der Léhne und Gehalter je beschaftigten Arbeitnehmer liefert das Statistische
Bundesamt dem BMAS erst zwei Monate nach Quartalsende bzw Ende des jeweiligen Zeitraums
(§ 2 Abs 3 Satz 1 Nr 2 der Verwaltungsvereinbarung "Mischindexdaten ab 2021" zwischen dem
BMAS und dem Statistischen Bundesamt vom 6.5.2021). Die nach § 40 Satz 4 SGB XII vorge-
sehene Frist des 31.10. der fir die Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a SGB XII
malfgeblichen Prozentsatze tragt zudem dem Umstand Rechnung, dass die Trager hinreichend
Zeit benétigen, die notwendigen Anpassungen der Bewilligungsbescheide vorzunehmen (Entwurf
der Bundesregierung eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur Anderung des
Zweiten und Zwélften Buches Sozialgesetzbuch vom 17.10.2016, BT-Drucks 18/9984 S 92).
SchlieBlich erfordert die Fortschreibung nach § 28a SGB Xl gemall § 40 Satz 1 SGB Xll das
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und die Zustimmung des Bundesrates

und damit einen gewissen zeitlichen Vorlauf vor der Bekanntmachung der Rechtsverordnung.

(2) Ebenfalls nicht zu beanstanden sind die Folgen, die sich daraus ergeben, dass die EVS nur
alle funf Jahre durchgefihrt wird und bis zum Vorliegen der Ergebnisse noch einmal ca zwei
Jahre vergehen kénnen. Weil Fortschreibungen nach § 28a SGB XII strukturelle Verschiebungen
bei den regelbedarfsrelevanten Konsumausgaben nicht berlcksichtigen, kann es deshalb zwar
zu (starken) Abweichungen der Ergebnisse der Fortschreibung gegentber den erst nachtraglich
verfugbaren Ergebnissen der EVS bzw den daraus im Rahmen der Sonderauswertung abge-
leiteten Daten flr diesen Zeitraum kommen (kritisch dazu I. Becker, Sozialer Fortschritt 2024,
131, 137 und Lenze, info also 2023, 51, 54). Der Gesetzgeber ist allerdings nicht gehalten, in
kirzeren, zB jahrlichen, Abstanden eine neue EVS in Auftrag zu geben, um stets Kenntnis tber
das aktuelle Verbrauchsverhalten der Referenzhaushalte zu erlangen. Denn das Grundgesetz
verpflichtet ihn nicht, durch Einbeziehung aller denkbaren Faktoren eine optimale Bestimmung
des Existenzminimums vorzunehmen; die Festlegung der relevanten Faktoren ist Aufgabe des
Gesetzgebers im Rahmen des politischen Aushandlungsprozesses (vgl BVerfG vom 23.7.2014
-1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 77; vgl auch BVerfG vom
23.9.2024 - 1 BvL 9/21 - NZS 2025, 21 = juris RdNr 49). In der Literatur wird zwar im Hinblick auf
den einheitlichen Fortschreibungsmechanismus vorgebracht, dass sich in dem Zeitraum seit der
Erhebung der EVS 2018 einzelne Waren und Dienstleistungen auflergewohnlich verteuert haben
kénnen. So sei der Strompreis stark gestiegen (vgl Lenze, info also 2023, 51, 54). Dies sei in der

Fortschreibung fir das Jahr 2022 nicht angemessen abgebildet worden. Abgesehen davon, dass
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das BVerfG den gesetzlich festgelegten Fortschreibungsmechanismus nicht beanstandet hat, ist
dies der Systematik einer einheitlichen Veranderungsrate immanent. Zudem kann gerade bei
Stromnachforderungen jedenfalls durch die Anwendung der Darlehensregelung des § 24 Abs 1

SGB Il eine Gefahrdung des Existenzminimums vermieden werden.

dd) Der Gesetzgeber ist seinen verfassungsrechtlichen Pflichten nachgekommen, auf erhebliche

Preissteigerungen zeitnah zu reagieren.

Wie dargelegt kommt der Gesetzgeber seiner Pflicht zur Aktualisierung von Leistungsbetragen
zur Sicherung eines menschenwirdigen Existenzminimums nach, wenn er die Entwicklung der
tatsachlichen Lebenshaltungskosten zur Deckung des existenznotwendigen Bedarfs durch regel-
méaRige Neuberechnung und Fortschreibung beriicksichtigt; auf Anderungen der wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen wie Preissteigerungen muss zeitnah reagiert werden, um sicherzustellen,
dass der aktuelle Bedarf gedeckt ist (BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34
= SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 85). Insoweit kommt dem Gesetzgeber ebenfalls eine Ein-
schatzungsprarogative zu. Diese erfasst im Grundsatz auch das "Ob" des Einschreitens; er kann
aber zu einer Reaktion verpflichtet sein, wenn neue Erkenntnisse frilhere Annahmen widerlegen
(vgl Spitzlei, VSSAR 2022, 391, 396). Der Gesetzgeber Uberschreitet daher seinen Spielraum,
wenn er absehbaren Preissteigerungen oder sonstigen dufleren Umstanden nicht Rechnung tragt
und das Existenzminimum dadurch nicht mehr gesichert ist (Spitzlei, VSSAR 2022, 391, 403 unter
Bezugnahme auf BVerfG vom 18.7.2012 - 1 BvL 10/10 ua - BVerfGE 132, 134, 166 ff). Eine zu-
nachst verfassungskonforme Regelung kann also verfassungswidrig werden. Der Gesetzgeber
muss alsdann nachbessern, sofern Anderungen einer zunachst verfassungskonform getroffenen
Regelung erforderlich sind, um diese unter veranderten tatsachlichen Bedingungen oder ange-
sichts veranderter Erkenntnislage mit der Verfassung in Einklang zu halten (so auch BVerfG vom
22.11.2016 - 1 BvL 6/14 ua - BVerfGE 143, 216 RdNr 71 - Telekommunikationsgesetz Entgelt-
regulierung; vgl auch BVerfG vom 26.3.2025 - 2 BvR 1505/20 - NJW 2025, 1713 - Solidaritdtszu-
schlag 2020/2021).

Ergibt sich eine offensichtliche und erhebliche Diskrepanz zwischen der tatsachlichen und der bei
der Fortschreibung der Regelbedarfsstufen berlicksichtigten Entwicklung der Preise fir regel-
bedarfsrelevante Giter und Dienstleistungen, muss der Gesetzgeber zudem zeitnah reagieren;
ist eine existenzgefahrdende Unterdeckung durch unvermittelt auftretende, extreme Preissteige-
rungen nicht auszuschlielen, darf er deshalb nicht auf die reguldre Fortschreibung warten
(BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20,

RdNr 144), sondern muss noch im laufenden Jahr, dh "unterjahrig", nachbessern.

Von diesen Mal3staben ausgehend bestand eine Reaktionspflicht des Gesetzgebers auf die
regelbedarfsrelevante Preisentwicklung zwar noch nicht im Jahr 2021 (dazu <7>), aber im Jahr
2022. Der Gesetzgeber ist ihr durch die Einmalzahlung von 200 Euro im Juli 2022 (dazu <2>) und

die Anderung des Fortschreibungsmechanismus zum 1.1.2023 (dazu <3>) nachgekommen.
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(1) Der Gesetzgeber war nicht gehalten, auf die im Jahre 2021 einsetzende Inflation noch in

diesem Jahr vorausschauend fir das Jahr 2022 zu reagieren.

Denn die Hohe der Inflation und (damit auch) der Anstieg der Preise flur regelbedarfsrelevante
Guter und Dienstleistungen im Laufe des Jahres 2022 war im Jahr 2021 nicht hinreichend abseh-
bar. Die Veranderungen der Indexwerte der regelbedarfsrelevanten Preise zum Vorjahresmonat
fur das Jahr 2021 betrugen im Januar 0,7 %, im Februar 0,7 %, im Méarz 0,6 %, im April 0,4 %,
im Mai 0,4 %, und im Juni 0,8 %; eine deutliche Erhdhung ist erst in der zweiten Jahreshalfte
2021 eingetreten. Im Juli betrugen sie 3,1 %, im August 3,2 %, im September 3,4 %, im Oktober
3,3%, im November 35% und im Dezember 4,3% (https:/bmas.de/Shared-
Docs/Downloads/DE/Sozialhilfe/entwicklung-des-regelbedarfsrelevanten-preisindex.pdf., zuletzt
aufgerufen am 28.11.2025; vgl die davon leicht abweichenden Werte in der Antwort der Bundes-
regierung vom 3.8.2022, BT-Drucks 20/2992 S 58/59). Damit bewegte sich die Preisentwicklung
bis zum letzten Monat, der nach § 28a Abs 2 SGB XIlI bei der Fortschreibung zu bertcksichtigen
war (Juni 2021), in einem sehr niedrigen Bereich. Der anschlieRende Anstieg der Veranderungs-
rate musste den Gesetzgeber nicht zwingend veranlassen, vom Fortschreibungsmechanismus
zum 1.1.2022 abzuweichen (aA offenbar Lenze, info also 2024, 51, 53, wonach der Gesetzgeber
schon im Herbst 2021 habe reagieren miissen; dieselbe, Soziale Sicherheit 2021, 409; dieselbe,
Verfassungsrechtliches Kurzgutachten zur Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a
SGB Xl zum 1.1.2022, 30.9.2021, S 10, https.//www.der-paritaeti-
sche.deffileadmin/user_upload/Schwerpunkte/Armut_abschaffen/doc/Kurzgutachten_Lenze 09.
2021.pdf, zuletzt aufgerufen am 28.11.2025). Er durfte vielmehr im Rahmen seiner

Einschatzungsprarogative die weitere Entwicklung der Preise abwarten.

(2) Der Gesetzgeber ist seiner Pflicht zur Reaktion auf die bis Mitte 2022 weiter gestiegenen
Preise (dazu <a>) durch die Einmalzahlung von 200 Euro im Juli 2022 nachgekommen (dazu
<b>).

(a) Er war gehalten, unterjahrig, dh wahrend des Jahres 2022, auf die bis Mitte 2022 gestiegenen
Preise fir regelbedarfsrelevante Giiter und Dienstleistungen zu reagieren. Zwischen der tatsach-
lichen und der bei der Fortschreibung der Regelbedarfe zum 1.1.2022 berlcksichtigten Entwick-
lung der regelbedarfsrelevanten Preise ergab sich eine offensichtliche und erhebliche Diskrepanz
angesichts einer insbesondere durch die wirtschaftlichen Auswirkungen des Krieges in der
Ukraine hervorgerufenen, unvermittelt auftretenden, extremen Preissteigerung. Durch diese ware
ohne gesetzgeberische Malinahmen eine existenzgefahrdende Unterdeckung nicht auszu-
schlielRen gewesen.

(aa) MaRgeblich fiir die Frage der Preissteigerung ist nicht der allgemeine Verbraucherpreis-

index, wovon das LSG ausgegangen ist, sondern der regelbedarfsrelevante Preisindex. Der Ver-
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braucherpreisindex misst monatlich die durchschnittliche Preisentwicklung (Teuerungs- oder In-
flationsrate) aller Waren und Dienstleistungen, die private Haushalte fiir Konsumzwecke kaufen.
Das Statistische Bundesamt verwendet zu seiner Berechnung einen Warenkorb, der rund
700 Guterarten umfasst und samtliche von privaten Haushalten in Deutschland gekauften Guter
und Dienstleistungen reprasentiert. Mit welchen Gewichten diese Guterarten in den Gesamtindex
einfliel3en, ist in einem Wagungsschema festgehalten. Der regelbedarfsrelevante Preisindex ent-
halt hingegen nur die regelbedarfsrelevanten Guter und Dienstleistungen nach § 28 Abs 3 und 4
SGB XIlI, die zudem anders gewichtet sind als im allgemeinen Verbraucherpreisindex. Die Ent-
wicklung beider Indizes kann sich mithin deutlich voneinander unterscheiden. Die erheblichen
Preissteigerungen insbesondere bei Gas und Ol zum Beheizen der Wohnung sind fiir den regel-
bedarfsrelevanten Preisindex ohne Belang, anders als beim Verbraucherpreisindex. Denn im
regelbedarfsrelevanten Preisindex sind Kosten der Heizung nicht enthalten. Diese werden schon
nicht vom Regelbedarf erfasst und werden im Ubrigen in Héhe der tatsichlichen Aufwendungen

Ubernommen, wenn sie angemessen sind (§ 22 Abs 1 SGB ).

(bb) Zwischen der tatsachlichen Preisentwicklung im Jahr 2022 und der bei der Fortschreibung
der Regelbedarfsstufen zum 1.1.2022 berticksichtigten Entwicklung der Preise fiir regelbedarfs-
relevante Giter und Dienstleistungen ergibt sich eine offensichtliche und erhebliche Diskrepanz
(offengelassen von LSG Baden-Wiirttemberg vom 20.7.2022 -L 3 AS 1169/22 - ZFSH/SGB
2022, 710, 712 = juris RdNr 27). Der monatliche Indexwert der regelbedarfsrelevanten Preise
stieg von 103,32 im Dezember 2021 auf 109,29 im Mai 2022, dh um 5,78 %
(https:.//www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sozialhilfe/entwicklung-des-regelbedarfsrele-
vanten-preisindex.pdf., zuletzt aufgerufen am 28.11.2025). Die Preissteigerungen waren auch
unvermittelt und extrem. Davon ist der Gesetzgeber mit der gesetzlich vorgesehenen Fortschrei-
bung fir die Regelbedarfsstufe 1 iHv 446 Euro (§ 7 RBEG 2021) zum 1.1.2022 fiir das (gesamte)
Jahr 2022 um 0,76 % auf 449 Euro (§ 1 RBSFV 2022) erkennbar nicht ausgegangen.

(cc) Eine durch diese Preissteigerungen bedingte existenzgefahrdende Unterdeckung des
menschenwirdigen Existenzminimums war nicht auszuschlieBen (aA Benedix in Mel-
ling/Voelzke, Festschrift fiir Schlegel, 2024, S 777, 784). Denn fir Leistungsbeziehende, denen
fur die Lebensfiihrung lediglich der Regelbedarf nach § 20 Abs 2 SGB Il zur Verfiigung steht, ist
auch das Fehlen nur - vermeintlich - geringer Betrage erheblich (vgl fiir Minderungen des Alg I
nach Pflichtverletzungen BVerfG vom 5.11.2019 - 1 BvL 7/16 - BVerfGE 152, 68 = SozR 4-4200
§ 31a Nr 3; fiir die Belastung durch Rundfunkbeitrdge BVerfG vom 19.1.2022 - 1 BvR 1089/18 -
NVwZ 2022, 481 = juris RdNr 25 und BVerfG vom 9.11.2011 - 1 BvR 665/10 - BVerfGK 19, 181,
184 = juris RdNr 16; fiir die Bejahung eines Anordnungsgrunds nach § 86b Abs 2 Satz 2 SGG
aus diesem Grund Gerloff, SGb 2025, 388, 391 ff). Der elementare Lebensbedarf eines
Menschen kann grundsatzlich nur in dem Augenblick befriedigt werden, in dem er besteht
(BVerfG vom 9.2.2010 - 1 BvL 1/09 ua - BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12 RdNr 140).
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(b) Neben weiteren Malnahmen, die auRerhalb des SGB Il ergriffen worden sind (zB die Ein-
flihrung des sog 9-Euro-Tickets fiir Juni bis August 2022, die Abschaffung der EEG-Umlage ab
1.7.2022 oder die Einfiihrung einer Energiepreispauschale iHv 300 Euro ab 1.9.2022), hat der
Gesetzgeber mit einer Einmalzahlung iHv 200 Euro fir Juli 2022 gemal § 73 SGB Il seine ver-
fassungsrechtliche Pflicht erfillt und (auch) im System des SGB |l auf Preissteigerungen zeitnah
reagiert, statt auf die nachste Anpassung oder gar Neuermittlung der Regelbedarfe zu warten
(vgl Lenze in LPK-SGB Il, 8. Aufl 2023, § 73 RdNr 6; in diesem Sinne auch LSG Baden-W/irttem-
berg vom 20.7.2022 - L 3 AS 1169/22 - ZFSH/SGB 2022, 710, 712 = juris RdNr 27 sowie Schles-
wig-Holsteinisches LSG vom 11.10.2022 - L 6 AS 87/22 B ER - ZFSH/SGB 2023, 110, 114 = juris
RdNr 26).

(aa) Fur Juli 2022 haben Leistungsberechtigte der Regelbedarfsstufe 1 und damit auch die
Klagerin eine Einmalzahlung von 200 Euro erhalten. Nach (dem durch das Gesetz zur Regelung
eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in den sozialen Mindestsicherungssystemen
sowie zur Anderung des Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze vom 23.5.2022, BGBI |
760, neu gefassten) § 73 SGB Il erhalten Leistungsberechtigte, die fir den Monat Juli 2022 An-
spruch auf Alg Il (oder Sozialgeld) haben und deren Bedarf sich nach der Regelbedarfsstufe 1
(oder 2) richtet, fir diesen Monat zum Ausgleich der mit der COVID-19-Pandemie in Zusammen-

hang stehenden Mehraufwendungen eine Einmalzahlung iHv 200 Euro.

Mit § 73 SGB Il ist ein Anspruch auf eine einmalige pauschale Zusatzleistung geschaffen worden,
die neben die Regelleistung getreten ist. Im Gesetzentwurf der Bundesregierung war zunachst
nur eine Einmalzahlung von 100 Euro als Ausgleich der mit der COVID-19-Pandemie in Zu-
sammenhang stehenden Mehraufwendungen (zB durch den Kauf spezieller Hygieneprodukte
und Gesundheitsartikel, aber auch in Folge der pandemiebedingten Inflation) vorgesehen. Eine
spezielle Verwendungsvorgabe wollte der Gesetzgeber damit aber nicht verbinden (Gesetzent-
wurf der Bundesregierung vom 13.4.2022 zur Regelung eines Sofortzuschlages fiir Kinder und
einer Einmalzahlung an erwachsene Leistungsberechtigte der sozialen Mindestsicherungs-
systeme aus Anlass der COVID-19-Pandemie - Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz -
BT-Drucks 20/1411 S 13 und 17/18). In der Beschlussempfehlung des Ausschusses fir Arbeit
und Soziales vom 11.5.2022 wurde dieser Betrag als "unmittelbarer pauschaler Ausgleich fir
etwaige aktuell bestehende finanzielle Mehrbelastung in Anbetracht aktueller Preissteigerungen”
auf 200 Euro erhodht (BT-Drucks 20/1768 S 27).

(bb) Die Einmalzahlung ist eine geeignete Reaktion auf kurzfristige Preissteigerungen. Eine zeit-
nahe Reaktion des Gesetzgebers muss sich nicht im Rahmen des Systems der Ermittlung und
Fortschreibung der Regelbedarfe vollziehen. Sie kann auch in einer (pauschalierten) Einmal-
zahlung liegen. Dies gilt insbesondere dann, wenn es sich um die Deckung plétzlich auftretender,
prognostisch voraussichtlich nur voriibergehender Bedarfe handelt, davon auszugehen ist, dass
eine hohe Inflation bald wieder abflachen wird (vgl Lenze in LPK-SGB II, 8. Aufl 2023, § 73
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RdNr 7) oder eine zeitnahe Erhohung der Regelbedarfe wegen fehlender aktueller Daten nicht

maoglich ist.

(cc) Die Einmalzahlung nach § 73 SGB Il hat existenzsichernde Funktion (Lenze in LPK-SGB I,
8. Aufl 2023, § 73 RdNr 6; Wunder in jurisPK-SGB I, 5. Aufl 2020, § 73 RdNr 13, Stand
13.5.2025; aA Groth, jurisPR-SozR 13/2022 Anm 1 und fir §70 SGB Il derselbe in
JurisPK-SGB II, 5. Aufl 2020, § 70 RdNr 15, Stand 30.5.2022; vgl Harich in BeckOK Sozialrecht,
§ 70 SGB Il RdNr 1, Stand 1.9.2025, wonach der Gesetzgeber sich mit der Einmalzahlung nach
§ 70 SGB Il "erkennbar nicht festlegen" wollte, "ob ein relevanter existenzsicherungsrechtlicher
Mehrbedarf tatséchlich besteht"). Mit ihr sollte auf die Erhéhung regelbedarfsrelevanter Preise
reagiert und existentielle Bedarfe erfasst werden. Hiervon geht offensichtlich auch der Gesetz-
geber aus. Denn zur Parallelregelung des § 144 SGB XII wird in der Gesetzesbegriindung aus-
gefihrt, dass durch die Einmalzahlung eine "mittelbare Erhéhung der Regelbedarfe bewirkt"
werde und eine Fortschreibung der Regelbedarfe vorzugswiirdig sei, wenn zeitnah die erforder-
lichen statistischen Daten vorlagen und auf dieser Grundlage ein Gesetz zur Erhéhung der
Regelbedarfe verabschiedet und von den Tragern umgesetzt werden kénne (BT-Drucks 20/1411
S 24/25).

Der Gesetzgeber wollte folglich denjenigen, die SGB lI-Leistungen beziehen, einen finanziellen
Ausgleich fir Mehrbelastungen durch die COVID-19-Pandemie und die aktuellen Preissteigerun-
gen zukommen lassen. Er hat die Einmalzahlung an einen bestehenden Anspruch auf
Alg ll/Sozialgeld gebunden, um sie "so wenig verwaltungsaufwandig wie mdglich" (BT-Drucks
20/1411 S 18) und zeitnah zu erbringen. Dies ist von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden.
Da der Gesetzgeber mit der Einmalzahlung seiner Pflicht nachgekommen ist, ggf auch unterjahrig
auf extreme Preissteigerungen zu reagieren, unterscheidet sich diese Konstellation auch von den
Anforderungen, die an die EinfUhrung einer neuen - dauerhaft vorgesehenen - Leistung zu stellen
sind. Diese muss sich methodisch in das Bedarfssystem des SGB |l einfligen und auf empirischen
Ermittlungen des Bedarfs beruhen (siehe zu Letzterem BVerfG vom 9.2.2010 - 1 BvL 1/09 ua -
BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12 RdNr 203: zusétzliche Leistungen fiir die Schule
iHv 100 Euro gemél3 § 24a SGB Il idF des Gesetzes vom 16.7.2009, BGBI | 1959). Wegen dieser
Unterschiede ist der "methodische Bruch" durch die Einmalzahlung nach § 73 SGB Il sachlich zu
rechtfertigen (ebenso Groth, jurisPR-SozR 13/2022 Anm 1 B.1.1.).

Die Einmalzahlung wurde auch zur freien Verfugung (Lenze in LPK-SGB I, 8. Aufl 2023, § 73
RdNr 5) ohne bestimmte Verwendungsvorgaben (vgl fiir § 144 SGB XIl BSG vom 21.11.2024
-B 8 SO 23/22 R - juris RdNr 18, fiir SozR vorgesehen und fiir § 70 SGB 1| BSG vom 17.12.2024
-B7AS 17/23 R - juris RdNr 34, fir BSGE und SozR vorgesehen) gezahlt, konnte mithin frei und
ohne Beschrankung auf pandemiebedingte Bedarfe verwendet werden (Voelzke in Hauck/Noftz,
SGB Il, § 73 RdNr 13, Stand April 2025). Dass sie nach dem Wortlaut des § 73 SGB Il (und des
§ 144 SGB XII) "zum Ausgleich der mit der COVID-19-Pandemie in Zusammenhang stehenden
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Mehraufwendungen" erfolgt, ist insoweit ohne Belang. Leistungsrechtliche Konsequenzen sind

an einen Verbrauch zu anderen Zwecken nicht geknipft.

Zwar enthalt § 73 SGB Il keine Regelung dartber, fiir welchen Zeitraum ein Bedarf ausgeglichen
werden soll (zu § 70 SGB Il BSG vom 17.12.2024 - B 7 AS 17/23 R - juris RdNr 36) und ein Aus-
gleich vor Juli 2022 scheidet schon mangels Verfugbarkeit entsprechender Mittel aus. Dies
schliel3t es jedoch nicht aus, den Betrag in die Prifung der Frage einzubeziehen, ob der Gesetz-
geber seinem verfassungsrechtlichen Auftrag zur Gewahrleistung des menschenwirdigen
Existenzminimums nachgekommen ist (siehe dazu auch Voelzke in Hauck/Noftz, SGB I, § 73
RdNr 14, Stand April 2025).

(dd) Der Zahlungsbetrag von 200 Euro ist in vollem Umfang als gesetzgeberische Reaktion auf
die Preissteigerungen zu beriicksichtigen und begegnet auch im Ubrigen keinen verfassungs-
rechtlichen Bedenken.

Dass der Betrag der Einmalzahlung von 200 Euro nicht anhand der Gesetzesmaterialien nach-
vollziehbar ist (Harich in BeckOK Sozialrecht, § 73 SGB Il RdNr 2, Stand 1.9.2025), sein Umfang
und seine Hoéhe nicht wenigstens schatzungsweise ermittelt wurden (in diesem Sinne fiir § 70
SGB Il Armborst, info also 2021, 195, 205: Schétzungen auf der Grundlage von Preisindizes,
Verbraucherbefragungen etc erforderlich) und nicht klar ist, welche Bedarfe damit abgedeckt wer-
den sollen (vgl zu § 70 SGB Il Lenze in LPK-SGB II, 8. Aufl 2023, § 70 RdNr 7), ist verfassungs-
rechtlich unbedenklich (aA Armborst, info also 2021, 195, 205 fir § 70 SGB /1) und andert nichts
an seiner Geeignetheit als zeithahe gesetzgeberische Reaktion. Das Grundrecht auf Gewahr-
leistung eines menschenwdirdigen Existenzminimums bringt fir den Gesetzgeber selbst bei der
Festsetzung der Regelbedarfe keine spezifischen (Begrindungs-)Pflichten im Gesetzgebungs-
verfahren mit sich, sondern lasst Raum fir Verhandlungen und den politischen Kompromiss; ent-
scheidend ist, dass die Anforderungen des Grundgesetzes, tatsachlich fir eine menschen-
wirdige Existenz zu sorgen, im Ergebnis nicht verfehlt werden (vgl BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL
10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 77). An eine pauschalierte Einmal-
zahlung konnen schlielich nicht die gleichen Anforderungen wie an die Ermittlung des Regel-
bedarfs gestellt werden (vgl BVerfG vom 19.7.2024 -1 BvL 2/23 - juris RdNr 48; Kant in
Luik/Harich, SGB I, 6. Aufl 2024, § 73 RdNr 7; fiir § 70 SGB Il Bliiggel in Luik/Harich, SGB Il
6. Aufl 2024, § 70 RdNr 6; aA Séhl, NZS 2023, 72 und wohl auch Wunder in jurisPK-SGB I,
5. Aufl 2020, § 73 RdNr 13, Stand 13.5.2025, die die Festsetzung des Betrags losgelbst von einer
statistisch-empirischen Ermittlung fiir verfassungsrechtlich fragwdirdig hélt).

Der Einmalzahlungsbetrag von 200 Euro ist schon wegen seiner fehlenden Zweckbindung in
voller Héhe als gesetzgeberische Reaktion auf die Preissteigerungen zu beriicksichtigen. In der
Literatur wird zwar teilweise angenommen, dass lediglich ein Betrag von 100 Euro anzurechnen
sei, weil nur dieser Betrag die inflationsbedingten Mehrkosten habe kompensieren sollen (Lenze
in LPK-SGB I, 8. Aufl 2023, § 73 RdNr 9; dieselbe, info also 2023, 51, 53; I. Becker, Soziale
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Sicherheit 2022, 227, 230; dieselbe, Sozialer Fortschritt 2024, 131, 142). Im Ubrigen war bereits
im Gesetzentwurf der Bundesregierung, in dem noch ein Betrag von 100 Euro vorgesehen war,
als Grund der Einmalzahlung auch auf eventuelle Mehrkosten durch die "pandemiebedingte
Inflation" verwiesen worden (BT-Drucks 20/1411 S 18).

Die Hoéhe der Einmalzahlung von 200 Euro ist auch ausreichend zur Vermeidung einer existenz-
gefahrdenden Unterdeckung. Der Betrag deckt die regelbedarfsrelevanten Preissteigerungen
des ersten Halbjahres 2022 ab. Denn nach der vom Senat eingeholten Auskunft des Statistischen
Bundesamtes stiegen die regelbedarfsrelevanten Preise im Februar 2022 um 0,7 %, im Marz
2022 um 1,1 %, im April 2022 um 1,9 % und im Mai 2022 um 1,0 %, bevor sie im Juni 2022 um
0,8 % sanken und sich im Juli 2022 um 0,2 % erhdhten. Ware der Gesetzgeber verpflichtet, diese
Preissteigerungen im System der Regelbedarfe abzubilden, hatte im Jahr 2022 der Regelbedarf
der Regelbedarfsstufe 1 rechnerisch im Februar 452,14 Euro, im Marz 457,12 Euro, im April
465,80 Euro, im Mai 470,46 Euro, im Juni 466,69 Euro und im Juli 467,63 Euro betragen missen,
um den Kaufkraftverlust auszugleichen. Dies hatte insgesamt eine Differenz zum festgesetzten
Regelbedarf von 85,84 Euro ausgemacht, mithin weniger als die Einmalzahlung von 200 Euro.
Dies ist auch mehr, als in der Revisionsbegriindung als Kaufkraftverlust mitgeteilt wird
(187,29 Euro). Zudem ist Ausgangspunkt der dortigen Berechnung wie auch abweichender Be-
rechnungen des "notwendigen Inflationsausgleichs" in der Literatur (siehe zB I. Becker, Soziale
Sicherheit 2022, 227, 230; |. Becker, Sozialer Fortschritt 2024, 131, 139/140; Lenze in
LPK-SGB I, 8. Aufl 2023, § 73 RdNr 9; Lenze, info also 2024, 51, 53) der hier nicht mal3gebliche
1.1.2021.

Wie die Hohe der Regelbedarfe ist auch die Héhe der Einmalzahlung nach § 73 SGB Il aus-
schlielllich an Art 1 Abs 1 iVm Art 20 Abs 1 GG, nicht aber zusatzlich an Art 3 Abs 1 GG zu
messen (siehe fiir die Einmalzahlung nach § 70 SGB Il BVerfG vom 19.7.2024 - 1 BvL 2/23 - juris
RdNr 55; vgl aber BVerfG vom 27.7.2016 - 1 BvR 371/11 - BVerfGE 142, 353 = SozR 4-4200 § 9
Nr 15 RdNr 68 ff und Schreiber/Greiser, SGb 2024, 395; aA fir § 70 SGB Il Armborst, info also
2021, 195, 206).

(3) Auf die Preisentwicklung ab der zweiten Halfte des Jahres 2022 hat der Gesetzgeber in ver-
fassungsrechtlich nicht zu beanstandender Weise reagiert. Er hat bereits im September 2022
MaRnahmen ergriffen, mit Hilfe derer den Preissteigerungen Uber einen veranderten Fortschrei-
bungsmechanismus zum 1.1.2023 Rechnung getragen und eine Umsetzung dieser inhaltlichen
Anderungen zeitnah in Kraft gesetzt werden sollte. Angesichts dieser MaRnahmen sowie unter
Bericksichtigung der Einmalzahlung fur Juli 2022 von 200 Euro musste der Gesetzgeber nicht
erneut unterjahrig nachbessern, sondern konnte den Fortschreibungstermin zum 1.1. des Folge-
jahres (2023) abwarten.

(a) Ab Mitte 2022 lag eine Diskrepanz zwischen der bei der Fortschreibung zum 1.1.2022 bertick-

sichtigten und der tatsachlichen Preisentwicklung vor. Im Vergleich zum jeweiligen Vormonat
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stiegen die regelbedarfsrelevanten Preise (nach der vom Senat eingeholten Auskunft des
Statistischen Bundesamtes) im August 2022 um 0,9 %, im September 2022 um 3,0 %, im Oktober
2022 um 1,4 %, im November 2022 um 0,7 % und im Dezember 2022 um 0,7 %. Der regel-
bedarfsrelevante Preisindex stieg von 104,33 im Januar 2022 auf 114,38 im Oktober 2022 und
von 108,58 im Juli 2022 auf 115,93 im Dezember 2022 (https://www.bmas.de/Shared-
Docs/Downloads/DE/Sozialhilfe/entwicklung-des-regelbedarfsrelevanten-preisindex.pdf., zuletzt
aufgerufen am 28.11.2025). Fur Oktober 2022 belief sich - ausgehend von Januar 2022 - der
Anstieg der regelbedarfsrelevanten Preise daher auf 9,63 %. Dies bedeutete einen erheblichen
Kaufkraftverlust in iHv 43,24 Euro (ausgehend von der Hbhe des Regelbedarfs der Regelbedarfs-
stufe 1).

(b) Der Gesetzgeber hat zum 1.1.2023 einen neuen Fortschreibungsmechanismus eingefihrt,
der zu einer Erhéhung des Regelbedarfs der Regelbedarfsstufe 1 um 53 Euro auf 502 Euro ge-
fuhrt hat.

(aa) Nach § 28a Abs 2 Satz 1 SGB Xl (in der ab 1.1.2023 geltenden Fassung des Gesetzes zur
Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze - Einfiihrung eines
Biirgergeldes <Biirgergeld-Gesetz> vom 16.12.2022, BGBI 1 2328 - § 28a SGB XlI nF) erfolgt die
Fortschreibung der Regelbedarfe seit 1.1.2023 zweistufig. Zunachst werden die Eurobetrage der
zum 1.1.2022 fortgeschriebenen Regelbedarfsstufen mit der sich nach Abs 3 ergebenden Ver-
anderungsrate (Basisfortschreibung) und anschlieRend das Ergebnis mit der sich nach Abs 4 er-
gebenden Veranderungsrate (erganzende Fortschreibung) fortgeschrieben. Die Basisfortschrei-
bung entspricht der Fortschreibung nach § 28a Abs 2 SGB XII aF. Mafgeblich fir die Verande-
rungsrate der erganzenden Fortschreibung der sich nach Abs 3 ergebenden Betrage ist jeweils
die bundesdurchschnittliche Entwicklung der Preise der regelbedarfsrelevanten Guter und
Dienstleistungen in dem Zeitraum vom 1.4. bis 30.6. des Vorjahres gegenlber dem gleich abge-
grenzten Zeitraum des Vorvorjahres (§ 28a Abs 4 Satz 1 SGB Xll nF). Nach § 134 Abs 1 Satz 1
SGB Xl (in der ab 1.1.2023 geltenden Fassung des Gesetzes zur Anderung des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze - Einflihrung eines Blirgergeldes <Biirgergeld-Gesetz>
vom 16.12.2022, BGBI | 2328) betrug zum 1.1.2023 die Veranderungsrate flur die Fortschreibung
der Regelbedarfsstufen nach § 28a Abs 3 SGB XIlI 4,54 % und die Veranderungsrate fur die Fort-
schreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a Abs 4 SGB XII 6,9 %. Daraus ergab sich zum
1.1.2023 fir die Regelbedarfsstufe 1 ein Betrag von 502 Euro (Anlage zu § 28 SGB Xll).

Durch die Modifikation des Fortschreibungsmechanismus soll nach der Gesetzesbegriindung die
regelbedarfsrelevante Preisentwicklung mit den aktuell verfiigbarsten Daten zur Veranderungs-
rate des regelbedarfsrelevanten Preisindexes zusatzlich berlicksichtigt werden, dh das zweite
Quartal des der Fortschreibung vorausgehenden Kalenderjahres. Dazu wird der sich aus der
Fortschreibung der Veranderungsrate des Mischindexes ergebende Eurobetrag noch einmal fort-
geschrieben (Entwurf der Bundesregierung eines Zwélften Gesetzes zur Anderung des Zweiten

Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze - Einflihrung eines Blirgergeldes <Biirgergeld-
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Gesetz> vom 16.9.2022, BR-Drucks 456/22 S 119 und vom 10.10.2022, BT-Drucks 20/3873
S 109).

Abweichend von dem in § 20 Abs 1a SGB Il beschriebenen Vorgehen hat der Gesetzgeber zum
1.1.2023 die Festsetzung der Regelbedarfe durch Gesetz auf 502 Euro fir die Regelbedarfs-
stufe 1 vorgenommen. Insoweit war fur das Jahr 2023 auf den Betrag abzustellen, der sich aus
der Tabelle in der Anlage zu § 28 SGB XIl iVm § 134 Abs 2 SGB XII ergibt (§ 65 Abs 5 SGB I/
idF des Biirgergeld-Gesetzes vom 16.12.2022, BGBI/ | 2328). Grund fir diese bereits im
September 2022 in die Wege geleitete Abweichung vom regularen Fortschreibungsmodus war
die Erkenntnis, dass eine RBSFV bis zu dem in der Verordnungsermachtigung nach § 40 SGB XII
vorgegebenen Termin (31.10.2022; vgl § 40 Satz 4 SGB Xl idF des Gesetzes vom 22.12.2016)
nicht mehr hatte erlassen werden kénnen (vgl Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Zwélften
Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze - Einfiihrung
eines Blirgergeldes <Blirgergeld-Gesetz> vom 16.9.2022, BR-Drucks 456/22 S 128 zu § 134
SGB Xil).

(bb) Die aus diesem Fortschreibungsmechanismus folgende Erhdhung des Regelbedarfs der
Regelbedarfsstufe 1 zum 1.1.2023 um 11,8 % ist ebenso wie die gesetzliche Festlegung der
Regelbedarfe in § 134 SGB Xl eine zeitnahe und hinreichende Reaktion des Gesetzgebers auf
die Preiserhéhungen im Jahr 2022.

Der Gesetzgeber hat friihzeitig besondere Malinahmen ergriffen, das Existenzminimum ange-
sichts der die Gefahr einer existenzgefahrdenden Unterdeckung des Existenzminimums aus-
Idsenden Preissteigerungen ab Mitte des Jahres 2022 zu sichern (Einmalzahlungen, Anderung
des Fortschreibungsmechanismus, Ausweichen auf die Festlegung der Regelbedarfsstufen
durch ein formelles Gesetz). Zudem ist in der Konzeption des SGB Il allgemein vorgesehen, dass
Leistungsberechtigte den Zeitraum bis zur Erhéhung der Regelbedarfe durch internen Ausgleich
der Unterdeckung, Zugriff auf angesparte Mittel, Inanspruchnahme von Darlehen oder Verwen-
dung von Mehrbedarfsleistungen und (unter Berticksichtigung von Freibetragen) nicht anzurech-

nendes Einkommen Uberbriicken.

Gewisse zeitliche Verzégerungen, die - wie hier - mit der Entwicklung eines neuen, zeitndheren
Anpassungsmodus einhergehen und sowohl eines gesetzgeberischen (vgl BVerfG vom
24.1.2023 - 2 BvF 2/18 - BVerfGE 165, 206 RdNr 91 zur Parteienfinanzierung; zu den ver-
fassungsrechtlichen Direktiven fiir die zeitliche Gestaltung von Gesetzgebungsverfahren siehe
Miiller, A6R 150 <2025>, 554) als auch eines administrativen Vorlaufs bedirfen, sind hinzu-

nehmen.

Ob der neue Mechanismus ganzlich verhindern kann, dass hohe Preissteigerungen zu einer
Unterdeckung des Existenzminimums fiihren (in diesem Sinne Benedix in BeckOGK, § 28a
SGB XII RdNr 24, Stand 15.2.2023), kann hier dahinstehen. Die Ubergewichtung des zweiten
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Quartals ist aber zumindest nicht unsystematisch und freihandig gegriffen (aA I. Becker, Ermitt-
lung eines angemessenen Inflationsausgleichs 2021 und 2022 fiir Grundsicherungsbeziehende,
25.11.2022, S 28) und auch nicht willkurlich (aA Lenze, info also 2024, 51, 54), sondern ist ge-
deckt vom Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers. Es erscheint dem Senat insoweit nachvoll-
ziehbar, dass mit diesem Mechanismus die Preisentwicklung im Sinne einer groReren Zeitnahe
abgebildet wird (zweifelnd, ob eine solche Annahme auf empirischen Grundlagen beruht Spitzlei,

NZS 2023, 121, 122 mit der Vermutung, dass eine solche Prognose nicht beabsichtigt sei).

Die Annahme des Gesetzgebers, dass er mit der infolge des neuen Fortschreibungsmechanis-
mus eingetretenen Erhéhung des Regelbedarfs um 11,8 % zum 1.1.2023 den Preissteigerungen
hinreichend Rechnung trage (vgl Ergebnis des Koalitionsausschusses vom 23.3.2022 (iber das
MalBnahmepaket des Bundes zum Umgang mit Energiekosten, https://www.publikationen-
bundesregierung.de/pp-de/publikationssuche/massnahmenpaket-des-bundes-zum-umgang-mit-
den-hohen-energiekosten-2020522, S 5, zuletzt aufgerufen am 28.11.2025, wonach bei den
jetzigen Energiepreisen davon auszugehen sei, dass zum 1.1.2023 die Regelbedarfe die hohen
Preissteigerungen abbilden und damit angemessen erhéht werden), ist auch sachlich vertretbar.
Der monatliche Indexwert der regelbedarfsrelevanten Preise stieg von 108,58 im Juli 2022 auf
115,93 im Dezember 2022 (https://www.bmas.de/Shared-
Docs/Downloads/DE/Sozialhilfe/entwicklung-des-regelbedarfsrelevanten-preisindex.pdf., zuletzt

aufgerufen am 28.11.2025), also um rund 6,7 %.

(cc) Hingegen war der Gesetzgeber nicht von Verfassungs wegen gehalten, die Anpassungs-
regelungen des § 28a SGB Xll um ein weiteres "Notfallinstrument" fir unvorhergesehene Preis-
springe zu erganzen (tendenziell aA Lenze, info also 2023, 51, 53, Ekardt/Rath, NZS 2023, 206,
210). Es liegt innerhalb seines Gestaltungsspielraums, wie er auf - sonstige - unvorhergesehene
Preissteigerungen reagiert. Ihm kommt es zu, die Methode der Berechnung der Leistungen selbst
auszuwahlen, ohne dass er verfassungsrechtlich verpflichtet ware, durch Einbeziehung aller
denkbaren Faktoren eine optimale Bestimmung des Existenzminimums vorzunehmen (vg/
BVerfG vom 23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 77,
78). Entscheidend ist, dass die Anforderungen des Grundgesetzes, tatsachlich fir ein menschen-
wirdiges Existenzminimum Sorge zu tragen, im Ergebnis nicht verfehlt werden (BVerfG vom
23.7.2014 - 1 BvL 10/12 ua - BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 § 20 Nr 20, RdNr 77).

5. Die Klagerin hat angesichts der vorangegangenen Ausfihrungen auch keinen Anspruch auf
hoheres Alg Il unter Berlicksichtigung eines hoheren Mehrbedarfs fir Alleinerziehende (§ 21
Abs 3 SGB Il idF der Neubekanntmachung vom 13.5.2011, BGBI | 850). Denn die Héhe des
Mehrbedarfs knipft prozentual an den Regelbedarf an, der hier in zutreffender Hohe bewilligt

worden ist.
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88 6. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 183, 193 SGG.
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